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Bescheid 

 

Die Telekom-Control-Kommission hat durch Dr. Eckhard Hermann als 
Vorsitzenden sowie durch Dr. Martin Hagleitner und Univ.-Prof. DI Dr. Gottfried 
Magerl als weitere Mitglieder in der Sitzung vom 6.02.2005 über Antrag der 
Telekom Austria AG, Lassallestr. 9, 1020 Wien, vom 14.10.2004 auf Erlass einer 
Teilzusammenschaltungsanordnung gemäß § 48 Abs. 1 iVm § 50 Abs. 1 TKG 
2003 gegenüber der eTel Austria AG, Thomas-A.-Edison Str. 1, 7000 Eisenstadt, 
vertreten durch Rechtsanwältin Dr. Karin Wessely, Reinprechtsdorfer Str. 62, 
1050 Wien, nach erfolgter Durchführung von Verfahren gem. § 121 Abs. 3, 128, 
129 TKG 2003 durch die RTR-GmbH und nach Anhörung der Parteien 
einstimmig folgenden Bescheid beschlossen:  

 

 

    I. Spruch 

 

Der Antrag der Telekom Austria AG vom 14.10.2004 und der Eventualantrag der 
Telekom Austria AG vom 25.05.2005 auf Erlass einer 
Teilzusammenschaltungsanordnung werden zurückgewiesen. 
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II. Begründung 

 

A. Verfahrensablauf 

Die Telekom Austria AG, Lassallestr. 9, 1020 Wien (kurz „TA“), brachte am 14.10.2004 einen 
Antrag auf Erlass einer Teilzusammenschaltungsanordnung gemäß §§ 48, 50 TKG 2003 bei 
der Telekom-Control-Kommission ein (ON 1). Darin begehrt sie, die Telekom-Control-
Kommission möge gemäß §§ 48, 50 TKG 2003 gegenüber der eTel Austria AG (kurz „eTel“) 
mit Wirksamkeit zum 21.07.2004 eine Teilzusammenschaltungsanordnung erlassen, mit der 
Anhang 14 der zwischen den Parteien derzeit geltenden Zusammenschaltungsanordnung 
um folgenden Wortlaut ergänzt werde:  

„5. Verbindungen aus öffentlichen Sprechstellen 

Unabhängig von Punkt 3.1. hat der Zusammenschaltungspartner für Verbindungen aus 
öffentlichen Sprechstellen zu Rufnummern für tariffreie Dienste im Rufnummernbereich 
0800, die beim Zusammenschaltungspartner realisiert sind, an Telekom Austria als Betreiber 
der öffentlichen Sprechstelle Euro 0,156/Minute zu bezahlen. Es werden nur zustande 
gekommene Gespräche (completed calls) abgerechnet. 

Abweichend von Punkt 1 und 2 kann der Zusammenschaltungspartner, bei dem die 0800-
Nummer realisiert ist, auf Wunsch seines 0800-Diensteanbieters den Zugang zu seiner 
0800-Nummer von öffentlichen Sprechstellen sperren. Dem Zusammenschaltungspartner 
wird als Kontrollmöglichkeit und zur Ermöglichung einer Sperrfunktion im C7 Parameter CPC 
(Calling Party´s Category) gemäß ITU-T Q.763 der Parameter „payphone“ übergeben.“ 

Der verfahrenseinleitende Antrag der TA wurde der Rundfunk und Telekom Regulierungs-
GmbH (RTR-GmbH) zur Durchführung eines verpflichtenden Streitschlichtungsverfahrens 
gemäß § 121 Abs. 2 und Abs. 3 TKG 2003 zu deren GZ RVST 12/04 weitergeleitet und der 
eTel am 18.10.2004 übermittelt. In zwei vor der RTR-GmbH am 9. und 24.11.2004 geführten 
Streitschlichtungsgesprächen konnte eine abschließende einvernehmliche Lösung zwischen 
den Parteien jedoch nicht herbeigeführt werden; eine Einigung scheiterte insb. an den 
Differenzen in Bezug auf den Rechtsgrund einer derartigen als „Payphone Access Charge“ 
bezeichneten Zahlung (Protokoll des Streitschlichtungsgesprächs vom 24.11.2004, ON 7). 

Die Verfahrensunterlagen zu RVST 12/04 wurden mit 6.12.2004 zum Akt des 
gegenständlichen Verfahrens genommen und die Parteien von der Fortsetzung des 
Verfahrens vor der Telekom-Control-Kommission in Kenntnis gesetzt (ON 8, 9).  

Darüber hinaus wurden Ing. Dr. Martin Lukanowicz, Mag. Martin Pahs, Mag. Marion Kopp 
und Dr. Bettina Bauer gemäß § 52 Abs. 1 AVG zu Amtssachverständigen bestellt und mit der 
Erstellung eines wirtschaftlichen Gutachtens zur Frage der Kosten öffentlicher Sprechstellen 
beauftragt. Gleichzeitig wurde Ing. Alois Sommerer zum Amtssachverständigen bestellt und 
mit der Erstellung eines technischen Gutachtens zur Beurteilung der Auswirkungen einer 
Payphone Access Charge auf die Zusammenschaltungsabrechung unter Einbeziehung der 
von TA in diesem Zusammenhang vorgesehenen Signalisierungsinformation auf der 
Zusammenschaltungsschnittstelle beauftragt. Dies wurde den Parteien mit Schreiben vom 
21.12.2004 mitgeteilt (ON 8, 9). 

Mit Schreiben vom 23.03.2005 wurde den Parteien das Gutachten des technischen Amts-
sachverständigen (ON 12) und mit Schreiben vom 6.04.2005 das Gutachten der 
wirtschaftlichen Amtssachverständigen (ON 18) übermittelt. Eine Stellungnahme der TA zum 
technischen Gutachten langte am 12.04.2005 ein (ON 24). Zum wirtschaftlichen Gutachten 
haben beide Parteien mit Schreiben vom 20.04.2005 (ON 31, 32) Stellung genommen. 
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Weitere Stellungnahmen wurden am 9.02.2005 (ON 10), 30.05.2005 (ON 41), 8.06.2005 
(ON 46) und 14.06.2005 (ON 49) von eTel sowie am 8.04.2005 (ON 22), 13.05.2005 (ON 
36), 24.05.2005 (ON 38) und 7.06.2005 (ON 44) von TA übermittelt. 

Am 18.04.2005 fand eine mündliche Verhandlung statt, zu der beide Parteien erschienen 
und Vorbringen erstatteten (ON 28 - 30).  

Mit Schreiben vom 12.05.2005 (ON 36) beantragte TA in Ergänzung ihres 
verfahrenseinleitenden Antrags, den Wortlaut von Anhang 14 der zwischen den Parteien 
derzeit geltenden Zusammenschaltungsanordnung dahingehend abzuändern, dass der 
Zusammenschaltungspartner für Verbindungen aus öffentlichen Sprechstellen zu 
Rufnummern für Dienste mit geregelter Entgeltobergrenze sowie Rufnummern für frei 
kalkulierbare Mehrwertdienste, welche beim Zusammenschaltungspartner realisiert seien, an 
TA als Betreiber der öffentlichen Sprechstelle ein Entgelt von EUR 0,156/Min. zu bezahlen 
habe.  

Mit weiterem Schreiben vom 24.05.2005 (ON 38) beantragte TA in eventu die Anordnung 
eines Anhang 28 mit dem Titel „Regelungen betreffend Payphone Access Charge“. Der 
beantragte Anhang 28 sieht u.a. vor, dass der Zusammenschaltungspartner für 
Verbindungen aus öffentlichen Sprechstellen zu Rufnummern für Dienste mit geregelter 
Entgeltobergrenze sowie Rufnummern für frei kalkulierbare Mehrwertdienste iSd §§ 66, 72 
KEM-V an TA als Betreiber der öffentlichen Sprechstelle beginnend mit 1.07.2005 bis 
31.12.2005 ein Entgelt von EUR 0,086/Min. und ab 1.01.2006 maximal ein Entgelt von EUR 
0,1439/Min. zu bezahlen habe; er enthält zudem ein befristetes Wahlrecht des 
Zusammenschaltungspartners, mit dem dieser bei technischen Problemen mit der 
Verrechnung und Sperrfunktion für den Zeitraum bis 31.12.2005 die PAC als pauschalierten 
Betrag entrichten kann, sowie Bestimmungen zur Übergabe eines CPC-Parameters und zur 
Nachprüfung bei Zweifeln an der Verrechnung bzw. an der korrekten Übergabe des CPC-
Parameters. 

Mit Schreiben der RTR-GmbH vom 7.06.2005 (ON 43) wurde TA darauf hingewiesen, dass 
die gemäß § 50 Abs. 1 TKG 2003 erforderlichen Verhandlungen hinsichtlich der im 
Schreiben vom 13.05.2005 beantragten bzw. der im Schreiben vom 24.05.2005 in eventu 
beantragten Einführung einer Payphone Access Charge auch für Verbindungen zu anderen 
Diensten mit geregelten Entgeltobergrenzen und frei kalkulierbare Mehrwertdiensten 
(Rufnummernbereiche 810, 820, 821, 828, 900, 901, 930, 931, 939), soweit ersichtlich, nicht 
stattgefunden hätten und dass auch aus den von TA bislang vorgelegten Unterlagen nicht 
hervorgehe, dass die nach Pkt. 2.8.1. des Hauptteils der zwischen eTel und TA geltenden 
Zusammenschaltungsanordnung Z 17/02-15 v. 20.09.2002 diesbezüglich notwendige 
schriftliche Nachfrage erfolgt sei, weshalb ihr aufgetragen wurde, diesen Mangel bis zum 
14.06.2005 zu beheben.  

Am gleichen Tag zog TA den von ihr am 12.05.2005 gestellten Ergänzungsantrag zurück 
und schränkte ihren Eventualantrag vom 24.05.2005 auf die Anordnung einer PAC für 
Verbindungen aus ihren öffentlichen Sprechstellen zu tariffreien Diensten ein (ON 44).  

Am 25.06.2005 beschloss die Telekom-Control-Kommission einen Entwurf einer 
Vollziehungshandlung gemäß § 128 Abs. 1 TKG 2003 (ON 52).  

Dieser Entwurf wurde sodann bis 1.08.2005 gemäß § 128 TKG 2003 national konsultiert und 
gemäß § 129 TKG 2003 mit der Europäischen Kommission sowie den nationalen 
Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften koordiniert. Im 
Rahmen des Konsultationsverfahrens gemäß § 128 TKG 2003 wurden Stellungnahmen von 
ECOnet Kommunikations- und Informationsgesellschaft mbH, Tele2 Telecommunication 
Services GmbH, Telekom Austria AG, eTel Austria AG, Calling Card Company 
Telecommunication Services GmbH, MCI Austria GmbH, Daniel A. J. Sokolov, Verband 
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alternativer Telekom-Netzbetreiber, Colt Telecom Austria GmbH und Mitacs Telekomservice 
GmbH abgegeben und den Parteien mit Schreiben vom 27.07.2005 (ON 64, 65) übermittelt. 
In einer Stellungnahme vom 29.07.2005 (ON 69) brachte die Europäische Kommission keine 
Einwendungen gegen den Entwurf einer Vollziehungshandlung vor. 
 
In der Sitzung vom 16.08.2005 beschloss die Telekom-Control-Kommission einstimmig den 
Bescheid Z 11/04-79. Aufgrund einer von Tele2UTA dagegen erhobenen Beschwerde behob 
der Verwaltungsgerichtshof diesen Bescheid (im Folgenden „Erstbescheid“) mit Erkenntnis 
vom 19.12.2005, Zl. 2005/03/0198-9, infolge Rechtswidrigkeit seines Inhalts. 
 
Über Aufforderung durch die Telekom-Control-Kommission brachten eTel mit Schreiben vom 
16.01.2006 und TA mit Schreiben vom 19.01.2006 vor, dass sie ihre Anträge im 
fortgesetzten Verfahren weiterhin aufrecht erhalten.  
 

B. Festgestellter Sachverhalt 

 
1. Status der Verfahrenparteien 

Die TA ist Inhaberin einer Bestätigung gemäß §§ 15 iVm 133 Abs. 4 Satz 2 TKG 2003 
(amtsbekannt). Sie erbringt mehrere Telekommunikationsdienste für die Öffentlichkeit, wobei 
die umsatzmäßig wesentlichsten der öffentliche Sprachtelefondienst und der öffentliche 
Mietleitungsdienst sind (amtsbekannt). 

eTel ist ebenfalls Inhaberin einer Bestätigung gemäß §§ 15 iVm 133 Abs. 4 Satz 2 TKG 2003 
und erbringt wie TA öffentliche Sprachtelefondienste mittels eines selbst betriebenen festen 
Telekommunikationsnetzes sowie mehrere Telekommunikationsdienste für die Öffentlichkeit, 
darunter einen öffentlichen Mietleitungsdienst (amtsbekannt). 

2. Zum Ausgangsverfahren 

Am 16.08.2005 beschloss die Telekom-Control-Kommission den Erlass einer 
Teilzusammenschaltungsanordnung in Bezug auf die Payphone Access Charge. Mit 
Erkenntnis vom 19.12.2005, Zl. 2005/03/0198-9, hob der Verwaltungsgerichtshof diesen 
Bescheid der Telekom-Control-Kommission aufgrund einer Beschwerde der Tele2UTA 
infolge Rechtswidrigkeit seines Inhalts mit der Begründung auf, dass es sich bei einem 
Entgelt, das als Aufschlag auf die Zusammenschaltungsentgelte die anteiligen Kosten für die 
Benützung der Sprechstelle im Rahmen der Zusammenschaltung abdecken solle, nicht um 
ein Entgelt für eine Zusammenschaltungsleistung und bei den mit der Payphone Access 
Charge abzugeltenden Leistungen nicht um solche Annexleistungen handle, welche mit der 
physischen und logischen Verbindung von Telekommunikationsnetzen als Hauptleistung in 
einem untrennbaren Zusammenhang stehen. 

 

C. Rechtliche Beurteilung 

Gemäß § 48 Abs. 1 TKG 2003 ist jeder Betreiber eines öffentlichen Kommunikationsnetzes 
verpflichtet, anderen Betreibern solcher Netze auf Nachfrage ein Angebot auf 
Zusammenschaltung zu legen, wobei alle Beteiligten das Ziel anzustreben haben, die 
Kommunikation der Nutzer verschiedener öffentlicher Kommunikationsnetze untereinander 
zu ermöglichen und zu verbessern. Kommt zwischen diesen Betreibern öffentlicher 
Kommunikationsnetze eine Vereinbarung über die Zusammenschaltung nach § 48 TKG 
2003 nicht zustande, so kann jeder der Beteiligten gem. § 50 TKG 2003 die 
Regulierungsbehörde anrufen. Voraussetzung dafür ist jedoch, dass eine Nachfrage nach 
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einer entsprechenden Zusammenschaltungsleistung gestellt wurde. Nach der Rspr. des 
Verwaltungsgerichtshofes (Zl 2005/03/0200 v. 19.12.2005) handelt es sich bei einem Entgelt, 
das als Aufschlag auf die Zusammenschaltungsentgelte die anteiligen Kosten für die 
Benützung der Sprechstelle im Rahmen der Zusammenschaltung abdecken soll, nicht um 
ein Entgelt für eine Zusammenschaltungsleistung. Auch wenn außer Zweifel steht, dass eine 
Zusammenschaltungsanordnung Regelungen zu solchen Leistungen enthalten kann bzw. 
enthalten muss, die in einem untrennbaren Zusammenhang zu den Hauptleistungen – der 
physischen und logischen Verbindung von Telekommunikationsnetzen und der Zustellung 
der Verbindungen oder Datenpakete an den Nutzer des zusamengeschalteteten Betreibers – 
stehen und die solcherart als Annexleistungen zur Zusammenschaltung zu beurteilen sind 
(wie etwa das Inkassoentgelt im Zusammenhang mit der Originierung zu Mehrwertdiensten, 
vgl. auch Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes Zl 2004/03/0204 v. 18.10.2005), handelt 
es sich bei den mit der von TA angestrebten Payphone access charge abzugeltenden 
Leistungen nicht um Annexleistungen in diesem Sinne. Zusammenschaltungsleistungen – 
wie auch die damit zwingend verbundenen Annexleistungen – werden zwischen „Betreibern 
öffentlicher Netze“ (§ 3 Z 25 TKG 2003) erbracht; Bereitstellung und Betrieb der öffentlichen 
Sprechstelle (gemäß § 3 Z 15 TKG 2003 ein der Allgemeinheit zur Verfügung stehendes 
Telefon, für dessen Nutzung als Zahlungsmittel u.a. Münzen, Kredit-/Abbuchungskarten oder 
Guthabenkarten, auch solche mit Einwahlcode, verwendet werden können) erfolgt nicht als 
Leistung gegenüber dem Zusammenschaltungspartner, sondern richtet sich an die 
Allgemeinheit. 

Nach der zuvor angeführten Rspr. des Verwaltungsgerichtshofes ist bei der konkreten 
Ausgestaltung des Inhalts einer Zusammenschaltungsanordnung neben einem fairen 
Ausgleich der berechtigten Interessen der beteiligten Parteien sicherzustellen, dass die 
Regelung auf jene Inhalte beschränkt bleibt, die zur Erreichung des Ziels der 
Zusammenschaltungsanordnung geeignet und erforderlich sind. Obgleich der 
Verwaltungsgerichtshof festhält, dass Regelungen betreffend einen Beitrag zu den Kosten 
von öffentlichen Sprechstellen, die von einer Partei des Zusammenschaltungsverhältnisses 
betrieben werden, grundsätzlich auch in Zusammenschaltungsvereinbarungen getroffen 
werden können, etwa wenn eine Vertragspartei des Zusammenschaltungsvertrages dadurch 
die (zusätzliche) Verrechnung von Verbindungsentgelten, soweit diese nach der KEM-V 
zulässig sind, bei Benutzung der Sprechstelle vermeiden möchte, ist der 
Regulierungsbehörde die Anordnung von Entgelten für die – durch Endnutzer erfolgende – 
Nutzung der öffentlichen Sprechstellen der TA verwehrt, da es sich nicht um gegenüber dem 
Zusammenschaltungspartner erbrachte Zusammenschaltungsleistungen oder mit diesen 
zwingend verbundene Annexleistungen handelt, die für die Bewirkung der 
Zusammenschaltung und die reibungslose Abwicklung des Verkehrs zwischen den Netzen 
erforderlich sind.  

Mangels Vorliegens einer gemäß § 50 Abs. 1 TKG 2003 erforderlichen 
Zusammenschaltungsleistung iSd § 48 TKG 2003 steht der TA die Möglichkeit zur Anrufung 
der Regulierungsbehörde nicht offen, weshalb sowohl der Antrag der TA vom 14.10.2004 auf 
Erlass einer Teilzusammenschaltungsanordnung als auch ihr ebenfalls auf den Erlass einer 
derartigen Anordnung gerichteter Eventualantrag vom 25.05.2005 als unzulässig 
zurückzuweisen waren. Von erneuten Konsultations- und Koordinationsverfahren wurde im 
Hinblick darauf, dass derartige Verfahren bereits im Ausgangsverfahren durchlaufen wurden 
und eine nochmalige Durchführung daher nicht notwendig erschien, abgesehen. Auf Grund 
der in diesem Fall eindeutigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes wäre auch eine 
anders lautende Entscheidung als im Spruch gar nicht denkbar. 
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III. Rechtsmittelbelehrung 

 

Gegen diesen Bescheid ist gemäß § 121 Abs. 5 TKG 2003 kein ordentliches Rechtsmittel 
zulässig. 

 
 

IV. Hinweise 

 
Gegen diesen Bescheid kann binnen sechs Wochen ab der Zustellung Beschwerde an den 
Verfassungsgerichtshof oder den Verwaltungsgerichtshof erhoben werden, wobei jeweils 
eine Eingabengebühr in der Höhe von Euro 180,- zu entrichten ist. Die Beschwerde muss 
von einem Rechtsanwalt unterschrieben sein. 

 

Telekom-Control-Kommission 
Wien, am 6.02.2006 

 
 
 
 

Der Vorsitzende 
Dr. Eckhard Hermann 

 
 
 
 
 
 
ZV: 
 
Telekom Austria AG 
Abt. RG, z. Hd. Mag. Fröhlich 
Lassallestr. 9 
1020 Wien 
 
eTel Austria AG 
p. Adr. Rechtsanwältin Dr. Karin Wessely 
Reinprechtsdorfer Str. 62 
1050 Wien 

 
 
 
 
 
 
 
 


